
 
DER LANDRAT 
 
 
 
 
 
Landkreis Heidekreis, Postfach 13 43, 29603 Soltau 
 

 Konten der Kreiskasse: 
 Kreissparkasse Fallingbostel Kreissparkasse Soltau 
 IBAN DE86 2515 2375 0002 0000 24    IBAN DE86 2585 1660 0000 1238 44 
 BIC NOLA DE 21 WAL BIC NOLA DE 21 SOL   

 

 
 
Samtgemeinde Ahlden 
Bahnhofstraße 30 
29693 Hodenhagen 
 

 
Fachbereich: Wirtschaft, Bauen, Umwelt, Straßen 
Fachgruppe: 09.1 - Regional- und Bauleitplanung 
Gebäude: Harburger Straße 2 
 29614 Soltau 
Zimmer: 310 
Name: Frau Wortmann 
Telefon: 05191/970-841 
Telefax: 05191/970-900841 
E-Mail: a.wortmann@heidekreis.de 
Internet www.heidekreis.de 
 

 
Aktenzeichen: 61.20.001.004 

Antragsteller: Samtgemeinde Ahlden 
Antragsart: Bauleitplanung - frühzeitige Beteiligung als TÖB 

Titel: 18. Änderung des Flächennutzungsplanes 

  
Datum: 

 

  27.10.2016 

 
 
Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu dem o.g. Bebauungsplan werden seitens des Landkreises Heidekreis folgende Anregungen 
und Hinweise gegeben. 
 
Regionalplanung 
Zu 6. Raumordnerische Vorgaben 
Das Regionale Raumordnungsprogramm für den Landkreis Heidekreis 2000 ist seit Ende Sep-
tember 2015 nicht mehr wirksam und daher bei der Planaufstellung nicht mehr zu berücksich-
tigen. 
 
Relevant für die Planung sind nach derzeitigem Stand der Entwurf des Regionale Raumord-
nungsprogramms für den Landkreis Heidekreis 2015 (RROP 2015), das Landes-
Raumordnungsprogramm Niedersachen (LROP 2008/2012, Entwurf 2016), das Raumord-
nungsgesetz des Bundes (ROG) und das Niedersächsische Raumordnungsgesetz (NROG). 
 
Das LROP basiert auf einer Verordnung aus dem Jahre 1994, es wurde seitdem mehrfach 
aktualisiert. Im Jahr 2008 wurde das LROP 2008 neu bekannt gemacht und zuletzt 2012 ge-
ändert, diese LROP-Änderungsverordnung ist am 03.10.2012 wirksam geworden. Die für den 
FNP relevanten Vorgaben des wirksamen LROPs sind zu berücksichtigen bzw. zu beachten. 
 
Darüber hinaus hat die niedersächsische Landesregierung am 24.06.2014 per Kabinettsbe-
schluss die Eröffnung des Beteiligungsverfahrens für den Entwurf zur Änderung des Landes-
Raumordnungsprogramms (LROP) gestartet. 
 
Nach Durchführung des Beteiligungsverfahrens und Überarbeitung des Entwurfs zur Ände-
rung der Verordnung über das LROP hat das Kabinett am 26. April 2016 zugestimmt, dass der 
geänderte Entwurf dem Landtag gem. § 4 Abs. 2 Satz 2 Niedersächsisches Raumordnungs-
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gesetz (NROG) zur Stellungnahme zugeleitet wird. Die rechtsförmliche Überprüfung ist noch 
nicht abgeschlossen. 
 
Durch den Entwurf des LROPs sind in Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung festge-
legt. Diese sind nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 Raumordnungsgesetz (ROG) als sonstige Erfordernisse 
der Raumordnung zu werten. 
 
Gemäß § 4 Abs. 1 ROG sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen öffentlicher 
Stellen die Ziele der Raumordnung zu beachten sowie die Grundsätze und sonstigen Erfor-
dernisse der Raumordnung in Abwägungs- und Ermessensentscheidungen zu berücksichti-
gen. 
 
Die Inhalte des LROP-Entwurfs sind bei der Aufstellung des FNPs dem jeweiligen Verfahrens-
stand entsprechend zu beachten. 
 
Am 25. September 2015 hat der Kreistag des Landkreises Heidekreis beschlossen für den 
Entwurf 2015 des »Regionalen Raumordnungsprogramms für den Landkreis Heidekreis« 
(RROP 2015) das Beteiligungsverfahren gemäß § 10 Abs. 1 Raumordnungsgesetz (ROG) 
i.V.m. § 3 Abs. 2 und 3 Niedersächsisches Raumordnungsgesetz (NROG) durchzuführen. In 
der Zwischenzeit ist das Beteiligungsverfahren abgeschlossen und die eingegangenen Stel-
lungnahmen werden ausgewertet. 
 
Der Entwurf 2015 des »Regionalen Raumordnungsprogramms für den Landkreis Heidekreis« 
setzt sich zusammen aus der Beschreibenden Darstellung, der Zeichnerischen Darstellung, 
der Begründung und dem Umweltbericht. 
 
Durch den Beschluss des Kreistages sind für den Landkreis Heidekreis in dem RROP Entwurf 
2015 in Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung festgelegt. Diese sind nach § 3 Abs. 1 
Nr. 4 Raumordnungsgesetz (ROG) als sonstige Erfordernisse der Raumordnung zu werten. 
Auch für den Entwurf des RROPs gilt, dass gemäß § 4 Abs. 1 ROG bei raumbedeutsamen 
Planungen und Maßnahmen öffentlicher Stellen die Ziele der Raumordnung zu beachten so-
wie die Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung in Abwägungs- und Er-
messensentscheidungen zu berücksichtigen sind. 
 
Die Inhalte des LROP-Entwurfs und RROP-Entwurfs sind bei der vorliegenden Planaufstellung 
dem jeweiligen Verfahrensstand entsprechend zu berücksichtigen bzw. zu beachten. 
 
Ich möchte auch darauf hinweisen, dass die Raumordnungsbehörde gemäß § 14 Abs. 2 ROG 
raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen sowie die Entscheidung über deren Zulässig-
keit befristet untersagen kann, wenn sich ein Raumordnungsplan in Aufstellung befindet und 
wenn zu befürchten ist, dass die Planung oder Maßnahme die Verwirklichung der vorgesehe-
nen Ziele der Raumordnung unmöglich machen oder wesentlich erschweren würde. Die Dauer 
der Untersagung beträgt bis zu zwei Jahre. Eine Verlängerung ist möglich. 
 
Zu 11.2 Raumordnungsverfahren 
Folgende gesetzlichen Vorgaben des Raumordnungsgesetzes des Bundes (ROG) und des 
Gesetzes zur Neuordnung des niedersächsischen Raumordnungsrechts (NROG) zur Mittei-
lungspflicht von raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sowie zur Erfordernis von 
Raumordnungsverfahren möchte ich in Erinnerung rufen und dringend auf deren Beachtung 
hinweisen. 
 
Nach § 16 Abs. 1 NROG haben öffentliche Stellen und Personen des Privatrechts nach § 4 
Abs. 1 Satz 2 ROG ihre raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen aufeinander und un-
tereinander abzustimmen.  
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Nach § 16 Abs. 2 NROG sind die Behörden des Landes, die Gemeinden und Landkreise so-
wie die der Aufsicht des Landes unterstehenden sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts verpflichtet, den Landesplanungsbehörden die raumbeanspru-
chenden oder raumbeeinflussenden Planungen, Maßnahmen und Einzelvorhaben aus ihrem 
Zuständigkeitsbereich frühzeitig mitzuteilen. 
 
Nach § 16 Abs. 3 NROG ist den Landesplanungsbehörden auf Verlangen über Planungen und 
Maßnahmen, die für die Raumordnung Bedeutung haben können, Auskunft zu erteilen; auf 
Verlangen ist die Auskunft in elektronischer Form zu erteilen. Die Auskunftspflicht gilt auch für 
Personen des Privatrechts nach § 4 Abs. 1 Satz 2 ROG. 
 
Nach § 15 Abs. 1 Satz 1 ROG prüft die für Raumordnung zuständige Landesbehörde in einem 
besonderen Verfahren für raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen im Sinne von § 1 der 
Raumordnungsverordnung (Raumordnungsverfahren) die Raumverträglichkeit. 
 
Nach § 15 Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 1 ROG kann von der Durchführung eines Raumordnungs-
verfahrens bei Planungen und Maßnahmen abgesehen werden, für die sichergestellt ist, dass 
ihre Raumverträglichkeit anderweitig geprüft wird. 
 
Nach § 9 Abs. 2 liegen die Voraussetzungen, unter denen von der Durchführung eines bun-
desrechtlich vorgesehenen Raumordnungsverfahrens gemäß § 15 Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 1 
ROG abgesehen werden kann, insbesondere vor, wenn die Planung oder Maßnahme  
 
1. räumlich und sachlich hinreichend konkreten Zielen der Raumordnung entspricht oder wi-

derspricht, 
 
2. den Darstellungen oder Festsetzungen eines den Zielen der Raumordnung angepassten 

Flächennutzungs- oder Bebauungsplans nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs ent-
spricht oder widerspricht und sich die Zulässigkeit des Vorhabens nicht nach einem Plan-
feststellungsverfahren oder einem sonstigen Verfahren mit der Rechtswirkung der Plan-
feststellung für raumbedeutsame Vorhaben bestimmt oder 

 
3. in einem anderen gesetzlichen Abstimmungsverfahren unter Beteiligung der Landespla-

nungsbehörde festgelegt worden ist. 
 
Die Entscheidung über die Erforderlichkeit eines Raumordnungsverfahrens trifft in jedem Fall 
die zuständige Landesplanungsbehörde. 
 
Da die Prüfung über die Erforderlichkeit eines Raumordnungsverfahrens bislang noch nicht 
erfolgt ist, hat diese bis zum Abschluss des Bauleitplanverfahrens zu erfolgen. Diesbezüglich 
ist Kontakt mit der Unteren Landesplanungsbehörde aufzunehmen. 
 
Bauleitplanung 
Das schalltechnische Gutachten ist als Bestandteil der Flächennutzungsplanänderung mit 
aufzunehmen, ebenso die Kartierung im Rahmen der Waldumwandlung. Der Flächennut-
zungsplan, als vorbereitende Bauleitplanung, muss bereits auf mögliche Konflikte immissions-
schutzrechtlicher oder naturschutzfachlicher Art eingehen.  
 
Der Denkmalschutz muss im Verfahren nach  3 (2) und 4 (2) BauGB abschießend geklärt 
sein. 
 
Zu Punkt 6 „Raumordnung“ lässt sich anmerken, dass das RROP des Heidekreises von 2000 
unwirksam geworden ist und in der Begründung keine Rolle mehr spielen sollte. 
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Natur- und Landschaftsschutz 
Eine abschließende, sachgerechte naturschutzfachliche und waldrechtliche Stellungnahme ist 
aufgrund fehlender, laut Aussagen in den Unterlagen jedoch laufender Untersuchungen, und 
fehlender grünordnerischer Festsetzungen nicht möglich. 
 
Aus waldbehördlicher Sicht ist eine Auseinandersetzung mit den Ausführungsbestimmungen 
zum NWaldLG vom 02.01.2013 und eine grundsätzliche Klärung der Belange des Ersatzes 
verlorengehender Waldflächen bereits auf Ebene der F-Planung erforderlich. 
 
Der Aussage, dass keine bisher unberührten Flächen im Außenbereich in Anspruch genom-
men werden, kann ich mich nicht anschließen. Der bisherige F-Plan stellt die Waldflächen als 
solche dar. Eine Inanspruchnahme sollte gerade dadurch seinerzeit vermieden werden. Bei 
den Flächen müsste es sich demnach um bisher unberührte Flächen handeln. Sie sind ent-
sprechend in die Bewertung einzustellen. 
 
Die Erforderlichkeit einer UVP hinsichtlich der Inanspruchnahme von Waldflächen und der 
durchzuführenden Erstaufforstungen bitte ich zu überprüfen. 
 
Die Aussage im Umweltbericht, dass sich keine erheblichen Auswirkungen auf das Land-
schaftsbild ergeben, wird insbesondere aufgrund der Lage unmittelbar an einem LSG nicht 
geteilt. Gerade hohe Bauten von Fahrgeschäften, Werbepylone etc. können das Landschafts-
bild weiträumig beeinträchtigen. 
 
Immissionsschutz 
Die unter der Ziffer 10. der Begründung aufgeführte schalltechnische Untersuchung bleibt ab-
zuwarten. Bis dahin ist die Abgabe einer immissionsschutzrechtlichen Stellungnahme nicht 
möglich. 
 
 
Mit freundlichem Gruß 
Im Auftrag 
 
 
 
Carstens 
 
 
 



 

 
18. Änderung des Flächennutzungsplanes;  Frühzeitige Beteiligung der Behörden und 
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB 
hier: waldfachliche Stellungnahme 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

Einvernehmlich mit dem LWK – Forstamt Nordheide – Heidmark werden folgende 

waldfachliche Hinweise gegeben. 

 

Durch die Änderung des Flächennutzungsplanes werden 15 ha Wald ( i.S.d. §2 NWaldLG) zur 

Nutzung als „sonstiges Sondergebiet mit Zweckbestimmung“ ausgewiesen. Die damit 

bevorstehende Waldumwandlung ist nach dem § 8 NWaldLG zu prüfen und im Falle der 

Genehmigung im Zuge der verbindlichen Bauleitplanung zu kompensieren 

(Ersatzaufforstungen). 

 

Vorsorglich weise ich darauf hin, dass in der verbindlichen Bauleitplanung folgende Punkte zu 

berücksichtigen sind: 

 

Die Baufenster sind so anzulegen, dass zu den angrenzenden Wäldern  aus Gründen der 

Verkehrssicherheit ein ausreichend großer Abstand eingehalten wird.  
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Art und Umfang der erforderlichen Kompensationsmaßnahmen (Ersatzaufforstungen) sind in 

der verbindlichen Bauleitplanung zu regeln. Dabei ist die besondere Bedeutung der Fläche für 

die Erholungsfunktion als auch für die (Natur-)schutzfunktion zu berücksichtigen. 

Bei vorgesehenen Eingrünungen der Fläche mit ist zu berücksichtigen, dass bei den dem 

Forstvermehrungsgutgesetz (FOVG) unterliegenden Baumarten ausschließlich von nach dem 

Forstgutvermehrungsgesetz zugelassenen Forstpflanzen- und Forstsamenbetrieben 

vertriebenes, zugelassenes und standortgerechtes Pflanzenmaterial verwendet werden darf. 

Bei der Anpflanzung von Sträuchern und Gehölzen in der freien Landschaft soll 

standortheimisches und gebietsheimisches (autochthones) Pflanzenmaterial verwendet 

werden. Dies gilt für anzupflanzende Laubsträucher und nicht dem FOVG unterliegenden 

Bäumen II. Ordnung über die allgemeinen Forderungen nach dem Forstgutvermehrungsgesetz 

hinaus auch für Waldaußenränder sowie innerhalb der Waldflächen zur Strukturverbesserung.  

Gebietsheimische Gehölze tragen zur Sicherung heimischer Ressourcen bei, sind an die 

klimatischen Bedingungen der Region angepasst, lassen geringere ökologische und 

ökonomische Risiken erwarten und leisten einen Beitrag zur Erhaltung der biologischen 

Vielfalt. 

 

Das in Rio- 1992 abgeschlossene „Übereinkommen über die biologische Vielfalt“ enthält in 

Artikel 7 eindeutig den Auftrag, die genetische Vielfalt innerhalb der einzelnen Arten zu 

erhalten. Das Bundesnaturschutzgesetz greift diesen Auftrag in § 2 auf und wehrt in § 40 (1) 

eine Verfälschung der Tier- und Pflanzenwelt durch Ansiedelung gebietsfremder Arten ab. Der 

Begriff „Art“ wird in § 7 (2) 3. „jede Art, Unterart oder Teilpopulation einer Art oder 

Unterart…“ definiert. 

Um Kreuzungen aus den Kompensationsflächen oder Grünflächen in den Wald oder die übrige 

freie Landschaft zu vermeiden, sollte nur gebietsheimisches Pflanzenmaterial verwendet 

werden. 

Informationen und Unterstützung zum Bezug herkunftsgesicherten, gebietsheimischen 

Vermehrungsgutes gibt die Forstsaatgut-Beratungsstelle, Forstweg 5, 29633 Munster,  

http://www.landesforsten.de/Forstsaatgut-Beratundsstelle-Oerrel.346.0.html. 

 

Mit freundlichem Gruß 

Im Auftrag 

 

Kankowski 

Direkt vom PC versandtes Schreiben, daher keine eigenhändige Unterschrift. 
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